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A. Problem  

 

Das Kommunalverfassungsgesetz (KVG) lässt bisher eine proaktive Prüfung von Kommunen 

unter 25.000 Einwohner durch den Landesrechnungshof nicht zu. Laut Aussage des Landes-

rechnungshofs Sachsen-Anhalt können aufgrund fehlender Prüfungsrechte 89 Prozent der 

Kommunen in Sachsen-Anhalt nicht geprüft werden. Demzufolge steht derzeit keine valide 

Informationsbasis zur Verfügung, um einen angemessenen Finanzbedarf der Kommunen se-

riös ermitteln zu können. Zudem kritisierte Landesrechnungshof-Präsident Kay Barthel, dass 

diese Umstände auch die Konstruktion eines besseren Finanzausgleichsgesetzes (FAG) ver-

hindern. Vor diesem Hintergrund ist eine Stärkung der Prüfungsrechte des Landesrech-

nungshofs erforderlich. Die Erkenntnisse der Prüfung zum konkreten Finanzbedarf der 

Kommunen dienen zur Rechtssicherheit der Kommunen und verbessern die Möglichkeit, den 

Landeshaushalt hinsichtlich der Zahlung von Zuschüssen an die Kommunen besser zu planen. 

Im Weiteren wird dem Landesrechnungshof die Möglichkeit eröffnet, die Kommunen bei der 

Planung ihres finanziellen Engagements wegweisend zu beraten. 

 

B. Lösung  

 

Der Gesetzentwurf verfolgt das Ziel, § 137 Absatz 1 KVG so zu verändern, dass auch die Prü-

fung von Kommunen unter 25.000 Einwohner proaktiv durch den Landesrechnungshof vor-

genommen werden kann.  

 

C. Alternativen  

 

Die mit diesem Gesetz verfolgten Ziele lassen sich nur durch eine entsprechende Änderung 

des Kommunalverfassungsgesetzes erreichen.  

 

D. Kosten  

 

Mit dem Gesetz sind keine nennenswerten Ausgaben auf Seiten des Landes verbunden. Mit 

dem bisherigen Personal ist es ohne weiteres möglich, jährliche Stichproben vorzunehmen. 

Das führt erfahrungsgemäß dazu, dass Kommunen, die sich bisher keiner proaktiven Kontrol-

le durch den Landesrechnungshof ausgesetzt sahen, ein erhöhtes Kostenbewusstsein entwi-

ckeln. Es ist zu erwarten, dass durch die Gesetzesänderung Kosten in nicht unerheblicher 

Größe gespart werden. 

 

 



 

 

4 

 



 

 

5 

 
 

Entwurf 

 

Viertes Gesetz zur Änderung des Kommunalverfassungsgesetzes. 

 

 

§ 1 

 

Das Kommunalverfassungsgesetz vom 17. Juni 2014 (GVBl. LSA S. 288), zuletzt geändert 

durch Gesetz vom 7. Juni 2022 (GVBl. LSA S. 130), wird in § 137 Abs. 1 wie folgt geändert: 

 

In Satz 3 werden nach den Worten „auf Ersuchen der Kommunalaufsichtsbehörde oder der 

oberen Kommunalaufsichtsbehörde“ die Worte ergänzt „oder nach seinem Ermessen“. 

 

 

§ 2 

 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft.  

 



 

 

6 

 

Begründung 

 

A. Allgemeiner Teil  

 

Mit dem Gesetzesänderungsantrag soll das Kommunalverfassungsgesetz zur Verbesserung 

der Prüfungsmöglichkeiten des Landesrechnungshofes ergänzt werden. Die bisherige einge-

schränkte Möglichkeit der Prüfungsrechte steht der Sicherstellung einer planbaren und ge-

regelten Haushaltsführung entgegen. Hierzu führt der Landesrechnungshof Sachsen-Anhalt 

in seinem Jahresbericht 2020 Teil 3 aus, wie es um die Kommunalfinanzen des Landes steht. 

Der Kommunalbericht befasst sich einerseits mit der Finanzlage der kommunalen Familie 

und zeigt andererseits ausgewählte Ergebnisse der überörtlichen Kommunalprüfung. In sei-

nem Bericht kommt der Landesrechnungshof Sachsen-Anhalt zu der Erkenntnis, dass bis 

heute weit über tausend Jahresabschlüsse der kommunalen Familie fehlen. Da diese Kom-

munen mit Steuermitteln der Bürger finanziert werden, ohne dass die Verwendung solcher 

Mittel eine Prüfung durch den Landesrechnungshof unterzogen werden können, stellt das 

eine regelwidrige Lücke bei der Prüfung der Kommunen bei der Verwendung von Steuermit-

teln dar. Diese Lücke gilt es mit dem Gesetzänderungsantrag zu schließen. 

 

B. Besonderer Teil  

 

Zu § 1  

 

Durch Änderung des § 137 Abs. 1 KVG wird eine Ermächtigungsgrundlage zum proaktiven 

überörtlichen Tätigwerden des Landerechnungshofes geschaffen. Bisher setzt in Satz 3 die 

Vornahme einer überörtlichen Prüfung stets ein vorheriges Ersuchen der Kommunalauf-

sichtsbehörde oder der oberen Kommunalaufsichtsbehörde voraus. Diesen Prüfungsersu-

chen kommt der Landesrechnungshof in seiner Praxis nach, wenn keine sachlichen Gründe 

entgegenstehen. Durch die Ergänzung der Variante einer Prüfmöglichkeit nach seinem Er-

messen kann der Landesrechnungshof zukünftig auch in Fällen kleinerer Kommunen in eige-

ner Initiative tätig werden. Die bisherige Möglichkeit der Adressierung von Prüfungsersuchen 

durch die Kommunalaufsicht bleibt dabei beibehalten. Da der Landesrechnungshof gemäß 

§ 137 Abs. 2 Satz 1 KVG LSA die zu prüfenden Kommunen im Benehmen mit dem für Kom-

munalangelegenheiten zuständigen Ministerium festlegt, ist das Ministerium auch insoweit 

in den Entscheidungsprozess über die zu prüfenden Kommunen einzubeziehen. Hierdurch ist 

sichergestellt, dass das Ministerium die Möglichkeit zur Stellungnahme erhält. Der Landes-

rechnungshof nimmt diese bei seiner Entscheidung zur Kenntnis, ist jedoch an diese nicht 

gebunden. Die Kompetenz zur Entscheidung über die Auswahl der zu prüfenden Kommune 

liegt beim Landesrechnungshof, was durch die Verankerung der Möglichkeit der überörtli-

chen Prüfung nach seinem Ermessen bekräftigt wird. 
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Zu § 2 

 

Die Vorschrift regelt das Inkrafttreten und bestimmt, dass die Gesetzesänderung am Tag 

nach der Verkündung in Kraft tritt.  

 

 


